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PRIVATE GEWINNE, PRIVATE KOSTEN

Auffanggesellschaft statt noch mehr FINMA-Regeln
Anstelle von immer noch mehr staatlichen Aufsichtsregeln könnte die Eidgenos
senschaft eine Auffanggesellschaft gründen, die kollabierende Konzerne übernimmt. 
Dies hätte mehrere Vorteile gegenüber der Staatsaufsicht.

Ob Würstchenbude oder Weltkonzern, 
das marktwirtschaftliche Gesetz gilt 
überall: Sind die Ausgaben grösser als 
die Einnahmen, existiert die Firma nicht 
mehr lange. Es gibt reihenweise riesi-
ge Unternehmen, deren Bilanzsumme 
grösser ist als das ganze Land. Es ist ab-
solut unmöglich, dass die Schweiz alle 
systemrelevanten Unternehmen retten 
könnte.

Momentan ist zum Beispiel die Mig-
ros, eine helvetische Ikone, am Schwim-

men. Wer sagt, dass sie nicht unterge-
hen kann? Die Migros kennen alle, wer 
kennt die MSC, die Mediterranean Ship-
ping Company? MSC ist die grösste Con-
tainerreederei der Welt. MSC hat 180 000 
Personen auf der Lohnliste. Geschäfts-
berichte sind nicht erhältlich, da es ein 
Familienunternehmen ist. Der Haupt-
sitz der MSC ist in Genf. Was passiert, 
wenn diese Firma Probleme hat? Wenn 
wegen der vielen Kriege plötzlich See-
wege blockiert sind? Containerschiffs-

verkehr ist ohne Zweifel «systemrele-
vant». Muss dann die Schweiz als Staat 
einspringen?

Vollkasko ohne Prämie plus 
«doppelter Vorteil»
Die heutige TBTF-Regelung («too big to 
fail»; dt. «zu gross, um unterzugehen») 
lässt keine systemrelevante Firma Kon-
kurs gehen. Dies entspricht einer staat-
lichen Vollkasko-Versicherung für Kon-
zerne, ohne dass sie dafür Prämien zah-

len. Sie haben den «doppelten Vorteil»: 
Dieser Begriff stammt aus dem Fussball. 
Lässt ein Schiedsrichter nach einem Foul 
das Spiel weiterlaufen, der gefoulte Spie-
ler verliert den Ball und der Schieds-
richter pfeift dennoch das Foul, dann 
hat der Gefoulte einen doppelten Vor-
teil. Zuerst darf er weiterspielen, wenn 
es schiefgeht, kriegt er den Freistoss.

Die TBTF-Regel in den Finanzmärkten 
entspricht dem doppelten Vorteil im 
Fussball. Die Konzerne können hohe Ri-
siken eingehen und Gewinne einstrei-
chen. Manager garnieren privat und 
werden im Konkursfall gerettet  – Ge-
winne privat, die Kosten dem Staat.

Auffanggesellschaft statt 
Gratis-Schutz
Es gäbe eine praktikable, wirksame Me-
thode, diesen Missstand zu beseitigen. 
Die Schweiz soll eine staatliche Auffang-
gesellschaft gründen mit einem sinni-
gen Namen wie «TBTF Auffanggesell-
schaft AG». Für alle systemrelevanten 
Firmen gäbe es eine klare Regel: Kolla-
bieren sie, übernimmt die Auffangge-
sellschaft den gesamten Konzern. Die 
systemrelevanten Teile werden weiter-
geführt, der Rest wird liquidiert. An-
schliessend wird die Firma verkauft 
oder geht erneut an die Börse. Dies 
wäre keine Verstaatlichung, sondern 
ein geordnetes Verfahren.

Bei einem Kollaps der Credit Suisse 
wären sämtliche Tätigkeiten sofort ein-
gestellt worden. Hypotheken, Zahlungs-
verkehr, Lohnkonti oder Unternehmens-
kredite wären in der Konkursmasse fest-
gefroren gewesen. Dies hätte zu enor-
men Kollateralschäden geführt.

Privates Risiko, geordnete Insolvenz
Die Überführung des gesamten geschei-
terten Konzerns in die staatliche Auf-
fanggesellschaft führt zu einer beauf-

sichtigten Insolvenz. Die Unternehmung 
bleibt unter Aufsicht im operativen Ge-
schäft tätig. Die volkswirtschaftlich not-
wendigen Tätigkeiten bleiben erhalten. 
Der Gläubigerschutz steht, es können 
keine Betreibungen oder Pfändungen 
stattfinden und Bevorzugung von Schuld-
nern ist nicht möglich. Alle Tätigkeiten 
müssten vom Konkursrichter abgeseg-
net werden. Dieser legt fest, welche 
Rechnungen bezahlt, welche Verträge 
weitergeführt und welche gekündigt 
werden und was liquidiert wird, um 
Forderungen zu begleichen.

Die Arbeitsplätze bleiben erhalten, die 
Firma ist während des Konkursverfah-
rens operativ tätig. Der Insolvenzrichter 
verhindert, dass Vermögenswerte ver-
steckt werden. Die gescheiterte Unter-
nehmung wird geordnet liquidiert, die 
Gläubiger entsprechend der Reihenfol-
ge entschädigt – und Boni-Exzesse für 
unfähige Manager gestoppt. Die Aktio-
näre gehen leer aus. Wer beim Erfolg 
profitiert, soll auch das Risiko tragen. 
Zudem käme die Schweiz beim Auffang-
gesellschaftsverfahren nicht vom Aus-
land unter Druck.

Die Auffanggesellschaft soll nicht nur 
Banken betreffen, sondern alle Konzer-
ne der Pharma, Industrie oder Versorger. 
Es gäbe anstelle der telefonbuchdicken 
Reglements-Wälzer der FINMA eine ein-
zige Spielregel: Wer Staatshilfe bean-
sprucht, um einen Kollaps zu vermei-
den, wird unverzüglich in die TBTF-Auf-
fanggesellschaft überführt. Gewinne 
privat, aber die Kosten gefälligst auch.

Die Überführung eines gesamten gescheiterten Konzerns in die staatliche Auffanggesellschaft würde zu einer 
beaufsichtigten Insolvenz führen, die volkswirtschaftlich notwendigen Tätigkeiten blieben erhalten.� Bild: Adobe Stock

Martin Bürlimann
Alt Gemeinderat SVP
Wettingen AG
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Letzte Sessionswoche in Bundesbern
Die heisse Sommersession neigt sich dem Ende zu. Diese war geprägt von Diskussionen über die Verteidigungsfähigkeit, 
die Armee und den Zivildienst sowie Waffenlieferungen, von Diskussionen zum Strafrecht wie zum Thema Stalking und 
Therapien oder Verwahrung sowie zu den Initiativen über die SRG und den Klimafonds.

Ein Thema waren auch die Motionen 
von Gregor Rutz (aus der Staatspoliti-
schen Kommission) und früher von 
Thomas Burgherr (SVP, AG), dass die 
Zahl der ausserparlamentarischen Kom-
missionen reduziert wird. Ein wichtiges 
Thema, denn wir leisten uns einen viel 
zu grossen Apparat. Auch mit Blick auf 
den angespannten Bundeshaushalt ist 
eine Reduktion aller unnötigen Kom-
missionen angezeigt. Über jede Materie 
wird derzeit in irgendeiner Gruppe dis-
kutiert; viele davon wären nicht zwin-
gend nötig. Erfreulicherweise sagte der 
Nationalrat mit 117 zu 71 Stimmen Ja. 
Der Bundesrat soll dem Parlament bis 

Ende 2026 einen Vorschlag zur Abschaf-
fung eines Viertels der ausserparlamen-
tarischen Kommissionen vorlegen.

Neuer nebenamtlicher 
Bundesrichter gewählt
Am Mittwoch hat die Vereinigte Bun-
desversammlung  – also alle National- 
und Ständeräte im Nationalratssaal – 
auf Vorschlag der Gerichtskommission 
Dr. Patrick Bischoff einstimmig zum 
nebenamtlichen Richter deutscher Spra-
che am Bundesgericht gewählt. Patrick 
Bischoff wohnt mit seiner Frau in Maur, 
ist promovierter Jurist und verfügt über 
das Anwaltspatent mit einer Spezialisie-
rung im Strafrecht. Derzeit ist er als 
leitender Staatsanwalt im Kanton Schwyz 
und nebenamtlicher Oberrichter im 
Kanton Zürich tätig. Wir gratulieren 
Patrick Bischoff zur Wahl und freuen 
uns, mit ihm einen bestens ausgewie-
senen Vertreter aus der SVP des Kantons 
Zürich am Bundesgericht zu haben.

Strafrecht verschärfen
Stalking bzw. Nachstellung soll nun ein 
eigener Straftatbestand werden, ein 
Antragsdelikt. Dies ist eine klare Ver-
besserung, die wir nun nach der letz-
ten Differenzbereinigung haben.

Betreffend Stopp von Femiziden 
haben die linken Parlamentarierinnen 
posiert und Transparente im Bundes-
haus für einen Fototermin hochgehal-
ten. Interessant ist, dass diese Parlamen-
tarierinnen gleichzeitig Nein zu schär-
feren Bestimmungen bei Sexual- und 
Gewaltstraftätern, also gegen die lebens-
längliche Verwahrung in sehr schweren 
Fällen, gestimmt haben. Diese Doppel-
moral macht sich immer wieder ein-
mal bemerkbar.

Klimafonds-Initiative mit 
sehr vielen Rednern
Nach der SRG-Halbierungsinitiative letz-
te Woche folgte diese Woche die Dis-
kussion über die Klimafonds-Initiative. 

Im Bereich Klimaschutz werden durch 
den Bund bereits über drei Milliarden 
Franken ausgegeben. Die Initiative 
schiesst klar über das Ziel hinaus: Sogar 
der Bundesrat lehnt sie ohne Gegen-
vorschlag ab.

Nebenbei gab es sehr viele Veranstal-
tungen, dies mittags und auch am Abend. 
So zum Beispiel von den Asset-Managern, 
vom Hauseigentümerverband Schweiz, 
vom Obstverband, vom Brauereiverband 
und vielen mehr. Die intensive Sommer-
session ist heute zu Ende gegangen, es 
folgen noch einzelne Kommissionssit-
zungen.

Zürcher Lokalpolitik  
zu Gast in Bern
Zudem besuchte diese Woche Sektions-
präsident Lukas Bubb zusammen mit 
der SVP Stäfa das Bundeshaus und traf 
Nationalrätin Nina Fehr Düsel. Nach 
einem Mittagessen in der Galerie des 
Alpes gab es eine kleine Führung durch 
das Parlamentsgebäude. Der Abschluss 
bildete der Besuch auf der Tribüne des 
Nationalratssaals. Ein spannender Aus-
flug nach Bundesbern!

Am 20. Juni ist Weltflüchtlings-

tag. Am 21. Juni ist nationaler 

Flüchtlingstag. Und am 22. Juni ist 

Flüchtlingssonntag. Der mittle-

re Tag dieses dreitägigen Flücht-

lingsfestivals wird organisiert 

vom UNO-Hochkommissariat 

für Flüchtlinge, von der Schwei-

zerischen Flüchtlingshilfe und 

vom Staatssekretariat für Mig-

ration. Das Motto der kommen-

den Flüchtlingstage lautet: «Beim 

Namen nennen».

«Ich habe dich bei deinem Namen 

gerufen», heisst es in Jesaja 43,1. 

Darum feiern die «offenen Kir-

chen» der dahinschwindenden re-

formierten Steuerzahler bei den 

Flüchtlingstagen mit. Es geht ja 

ums «Beim Namen nennen». Nun 

wäre es sehr erleichternd, wenn 

sich die Flüchtlinge bei ihrem 

Namen nennen würden. Doch 

genau das tun die meisten nicht. 

Sie verleugnen ihren Namen. Sie 

werfen ihre Pässe weg. Sie geben 

falsche Namen, falsche Geburtsda-

ten und falsche Herkunftsorte an. 

Wann endlich setzt unsere Flücht-

lingsbürokratie ihr «Beim Namen 

nennen» bei der eigenen Klientel 

durch?

Nun könnte man im hierzulan-

de betriebenen Flüchtlingsgewer-

be einiges beim Namen nennen. 

Zum Beispiel, dass es sich bei den 

«Flüchtlingen» bis auf einen win-

zigen Bruchteil nicht um Flücht-

linge handelt. Zum Beispiel, dass 

das bei uns mit vielfachem Milliar-

denaufwand betriebene Tun-als-

ob ein einziger Leerlauf ist, der 

die Gemeinden, die Staatskassen 

und die Bewohner dieses Landes 

heillos überfordert. Zum Beispiel, 

dass die Organisatoren, die dieses 

Flüchtlingsunwesen managen, die 

staatlichen Geldflüsse zu einem 

guten Teil direkt in die eigenen 

Taschen lenken.

Über 65 519 «Opfer der Festung 

Europa» zählt die «Aktion beim 

Namen nennen». Man werde ihre 

Namen auf weisse Stoffstreifen 

an der «offenen» Heiliggeistkir-

che in Bern schreiben. Es wäre in-

teressant zu wissen, weshalb die 

Kirchen und die NGOs, nicht aber 

die Mitarbeiter des Staatssekreta-

riats für Migration alle Namen so 

genau kennen. Welche die Flücht-

lingstage fröhlich mitfeiern, statt 

das Asylwesen in Ordnung zu 

bringen. Ein Name macht einen 

Flüchtling nicht schlecht. Sofern 

der Flüchtling seinen Namen nicht 

schlechtmacht.

Beim Namen nennen 
am Flüchtlingstag

HISTORISCHES RAHMENABKOMMEN EBNET STAATLICHE SOUVERÄNITÄT EIN

Drakonische Drohungen, Demokratiefeinde
Das letzte Woche veröffentlichte Rahmenabkommen mit der Europäischen Union ist mittlerweile bereits mit vielen 
Adjektiven belegt: harmloser Titel, gefährlicher Inhalt, dreister Etikettenschwindel, Erpressung, Verrat an der 
Schweiz etc. Von der befürwortenden Seite gibt es dagegen beschönigende Adjektive und Kurzsätze: «Wir sollten 
es wagen» vom NZZ-Chefredaktor, klarer Fortschritt und massgeschneiderte Teilnahme am EU-Binnenmarkt 
von «EU-Phorikern» und dem Bundesrat.

Bundesrat Ignazio Cassis sieht nach sei-
nem monatelangen Versteckspiel um 
die Vertragsinhalte alles positiv. Die 
neuen Abkommen würden die direkte 
Demokratie sichern und ermöglichten 
Mitsprache. Die Übernahme von dyna-
mischem Recht sei zu begrüssen.

Übersicht wahren
Es ist schwierig, in so einem Wörter-
kampf die Übersicht zu wahren. Die 
EU ist bekanntlich alles andere als ein 
demokratisches Gebilde. Das EU-Parla-
ment darf gar nicht im Detail legiferie-
ren. Wenn Bundesrat Cassis von «direk-
ter Demokratie sichern» spricht, ver-
gisst er, dass es diese auf der anderen 
Seite gar nicht gibt. Das Paket stärke 
nicht nur die Rechtsgrundlage, sondern 
auch die politische Rückbindung im In-
land, meinte Verhandlungsführerin He-
lene Budliger Artieda. Sehr direktdemo-
kratisch tönt das allerdings nicht.

Drohungen über die Börse
Gemäss «Tages-Anzeiger» lag der Ent-
wurf für ein institutionelles Rahmen-
abkommen mit der EU seit mehr als 
einem halben Jahr vor, doch schien der 

Bundesrat selber nicht zu wissen, was 
er damit anfangen sollte. Der EU sei 
die Geduld ausgegangen. «Sie drohte, 
der Schweizer Börse Ende Juni die An-
erkennung zu entziehen.» Man sieht 
auch hier: Drohen ist das erste Mittel, 
das die EU offenbar bei jeder Gelegen-
heit hervorzieht. So funktioniert offen-
sichtlich der Streitbeilegungsmechanis-
mus.

economiesuisse will alles 
globalisieren
Statt sich aktiv an der Diskussion zu 
beteiligen, wirft der Wirtschaftsverband 
economiesuisse lediglich Nebelpetarden. 
Man schwafelt harmlos von den Bilate-
ralen III, statt festzumachen, dass das 
Rahmenabkommen viel mehr beinhal-
tet. Das Abkommen sei ein wichtiger 
Schritt zur Stabilisierung des bilatera-
len Wegs. Auch hier werden Fragen nach 
verminderter direktdemokratischer Mit-
bestimmung gar nicht gestellt. Für den 
Verband der Wirtschaftsbonzen ist Ar-
beiten in einem freien Land nicht mehr 
wichtig. Vielmehr muss unter allen Um-
ständen alles globalisiert werden.

Diskriminierende Wertung 
des Drittstaates Schweiz
Die EU-Kommission hat bei ihrem Ent-
wurf zu «Horizon Europe» eine neue 
Kategorisierung für Drittstaaten vorge-
nommen. Neu ist die Schweiz nicht 
mehr wie bisher in der Kategorie eins 
mit Norwegen, Liechtenstein und Island, 

sondern in der Kategorie vier. Dies gibt 
der EU neue politische Erpressungsmit-
tel gegenüber der Schweiz in die Hand.

Dialektische Verwedelungstaktik
In ersten Diskussionen zeigt sich deut-
lich: Leere Worthülsen ohne politi-
schen Inhalt schmücken die Voten der 
Befürworter des EU-Unterwerfungsver-
trags. Die Gegner sollten das Paket gut 
kennen. Aber die Ablehnung muss nicht 
jedes Vertragsdetail mitführen. Es reicht, 
wem man dem Volk die demokratischen 
Nachteile und den wirtschaftlichen Scha-
den deutlich macht. Die Argumentati-
on muss klar und einfach sein; nur so 

wird man die zahlreichen dialektischen 
Verwedelungstaktiken parieren können.

Missbrauch der direkten 
Demokratie
Pro Schweiz stellt zutreffend fest, dass 
die Vernehmlassung zu diesem Dossier 
bewusst in die Ferienzeit gelegt wurde. 
Alles deute darauf hin, dass die Schweiz 
vor einem historisch beispiellosen Ver-
trag stehe. Ein Vertrag, der die bewähr-
ten Grundfesten von Souveränität, Ge-
waltenteilung und Föderalismus zerstö-
ren werde. Jetzt muss das Parlament den 
Fehlentscheid des Bundesrates korri-
gieren und den sehr weit gehenden 
Vertrag dem obligatorischen Referen-
dum und somit dem doppelten Mehr 
unterstellen. Alles andere ist ein Miss-
brauch der direkten Demokratie und 
ein Verbrechen am die Schweiz tragen-
den Föderalismus.

Christoph  
Mörgeli

Nina Fehr Düsel
Nationalrätin SVP
Küsnacht

SVP-Vertreter gratulieren dem neuen nebenamtlichen Bundesrichter (v.l.n.r.):      
NR Pascal Schmid, Präsident Richterwahlkommission der SVP; Jade Bischoff; Dr. 
Patrick Bischoff; NR Martin Hübscher; NR Nina Fehr Düsel; NR Gregor Rutz.� Bild: zVg

Leere Worthülsen ohne politischen Inhalt schmücken die Voten  
der Befürworter des EU-Unterwerfungsvertrags.� Bild: Pro Schweiz

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

Beim Rundgang durch das Bundeshaus erhielten die Teilnehmenden 
eindrucksvolle Einblicke in den Parlamentsbetrieb, hier vor der Statue der drei 
Eidgenossen in der Kuppelhalle.� Bild: zVg
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Wir sagen Nein zur Stellvertretungs­
regelung im Zürcher Parlament

Die Mehrheit der vorberatenden Kommis-
sion für Staat und Gemeinden (STGK) 
will mit einer neuen Gesetzesvorlage er-
möglichen, dass Parlamentsmitglieder im 
Kanton Zürich bei längerer Abwesenheit – 
zum Beispiel durch Mutterschaft, Krank-
heit oder Unfall  – durch Stellvertretun-
gen ersetzt werden können. Auch wenn 
die Vorlage mittlerweile entschlackt wurde, 
bleibt für uns klar: Die SVP/EDU-Kantons-
ratsfraktion lehnt diesen Systemwechsel 
entschieden ab.

Für uns ist das politische Mandat un-
trennbar mit der gewählten Person ver-
bunden. Unsere Demokratie lebt davon, 
dass Bürgerinnen und Bürger ihre Vertre-
terinnen und Vertreter direkt wählen – 
nicht Stellvertreter auf Zeit. Wer gewählt 
wird, trägt die Verantwortung persönlich. 
Dieses Grundprinzip ist in unserer Kan-
tonsverfassung verankert und muss es 
auch bleiben.

Natürlich gibt es Lebenssituationen, in 
denen eine Teilnahme am Ratsbetrieb 
nicht möglich ist – etwa bei Krankheit oder 
einem erfreulichen Ereignis wie einer Mut-
terschaft. Doch auch das gehört zum Miliz-
system, zu dem wir weiterhin stehen. Ab-
wesenheiten sind Teil der Realität, und es 
liegt in der Verantwortung jedes Einzelnen, 
damit umzugehen – wie auch im Berufsle-
ben oder bei Selbstständigerwerbenden.

Seit dem 1. Juli 2024 gilt: Mütter ver-
lieren den Anspruch auf Erwerbsersatz 
während des Mutterschaftsurlaubs nicht 
mehr, wenn sie an Rats- oder Kommis
sionssitzungen teilnehmen – sofern es keine 
Stellvertretung gibt. Ist jedoch eine Ver-
tretung möglich, entfällt der Anspruch 

auch dann, wenn die Mutter sich nicht 
vertreten lässt. Grund ist eine Änderung 
im Erwerbsersatzgesetz (Art. 16d Abs. 3 
EOG). Somit wurde von Bundesbern (un-
absichtlich) einer der in der Vorlage gel-
tenden Hauptpunkte torpediert. Kantons-
rätinnen werden in Zukunft keine Wahl-
freiheit mehr haben, wie sie bei Mutter-
schaft verfahren.

Wir haben mehrere Minderheitsanträ-
ge eingebracht – unter anderem mit dem 
Ziel, Militär- und Zivildienst explizit als 
weitere legitime Gründe für eine Stellver-
tretung im Gesetz zu verankern. Wer 
Dienst für das Vaterland oder an der Ge-
meinschaft leistet, verdient politische Rü-
ckendeckung, nicht bürokratische Hürden. 
Wenn ein Offizier länger im Einsatz steht, 
dann kann er sich nicht einfach so vertre-
ten lassen. Hier würden wir eine Ungleich-
behandlung schaffen.

Ebenfalls zentral ist für uns die Gemein-
deautonomie. Gemeinden sollen selber 
entscheiden dürfen, ob sie eine Stellver-
treterregelung einführen wollen. Doch 
dies darf nur über eine Volksabstimmung 
erfolgen – durch eine Änderung der Ge-
meindeordnung, nicht durch einfache Ge-
meindebeschlüsse. Alles andere wäre ein 
demokratietheoretisch fragwürdiger Schritt 
durch die Hintertür.

Die SVP/EDU-Fraktion lehnt die Vorla-
ge sowie die dazugehörige Behördenin-
itiative klar ab. Wir stehen ein für per-
sönliche Verantwortung, für die direkte 
Demokratie und für ein funktionieren-
des Milizsystem. Wer unsere freiheitli-
chen Grundwerte und das Vertrauen der 
Wählerschaft ernst nimmt, lehnt diesen 
Gesetzesvorschlag ab.

Das Votum im  
Kantonsrat als Video:

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Neu- und Überregulierungen im politischen Alltag
Zu Beginn der 109. Sitzung des Kantonsrats stand die Debatte über das Gesetz über die BVG- und Stiftungs
aufsicht (BSAG) an. Gemäss dem Regierungsantrag soll der Kanton Zürich dem Konkordat Ostschweizer  
BVG- und Stiftungsaufsicht (OSTA) beitreten. Dabei sollen in den Bereichen Recht, Mitarbeiterwissen und  
Informatik die daraus resultierenden Synergien genutzt werden.

Ich mache keinen Hehl daraus, dass ich 
jedem Konkordat sehr kritisch gegen-
überstehe, weil die Erfahrungen mit 
bisherigen Konkordaten nicht wirklich 
berauschend waren bzw. sind. Unser 
STGK-Mitglied (Kommission für Staat 
und Gemeinden), Roman Schmid, brach-
te es unaufgeregt auf den Punkt, als er 
meinte, dass dieses Gesetz Herrn und 
Frau Zürcher weder besser machen 
noch einschränken würde. Der Konkor-
datsbeitritt habe aber für den Kanton 
Zürich doch mehr Positives als Negati-
ves, auch wenn es innerhalb der Kom-
mission einiges an Überzeugung ge-
braucht habe. Die SVP/EDU-Fraktion 
stimme aus genannten Gründen diesem 
Gesetz zu, auch wenn nicht alle Vorbe-
halte ausgeschlossen werden konn-
ten.

Quorumsberechnung berichtigen
Ebenfalls mehr technisch als emotional 
ging es beim Geschäft über das Gesetz 
über die politischen Rechte (GPR), An-

passung der Regelung zum 3%-Quo-
rum bei Kantonsratswahlen zu und her. 
Gemäss unserem Referenten Roman 
Schmid soll das Gesetz über die politi-
schen Rechte angepasst werden, weil 
2021 beim Gegenvorschlag zu diesem 
Gesetz die Quorumsberechnung nach 
Parteistimmen und nicht nach Wähler-
zahl in das Gesetz geschrieben worden ist.

Diese eher technische Vorlage hatte 
ihren Ursprung bekanntlich in einer 
Parlamentarischen Initiative (PI), welche 
unser Alt Kantonsrat Claudio Schmid 
im Jahr 2016 eingereicht hatte. Die 
Kommission änderte damals die ur-
sprüngliche PI leicht ab und legte für 
die Ermittlung des Quorums bei Wah-
len das sogenannte Aargauer Modell 
fest. Bei der Umsetzung dazu schlich 
sich aber dann ein kleiner Fehler ein 
und statt eines Aargauer- gab es nun 
doch wieder ein Zürich-Finish mit dem 
Begriff «Parteistimmen» anstatt mit 
Wählerzahl. Weil diese Vorlage keine 
Auswirkungen auf die Anzahl Mandate 
für die Parteien hat, stimmte unsere 
Fraktion diesem Geschäft schliesslich 
zu.

Den demokratischen  
Wählerwillen achten
Bei der Parlamentarischen Initiative 
über die Änderung der Kantonsverfas-

sung bezüglich Stellvertretungsregelung 
für Zürcher Parlamente war dann aber 
fertig mit lustig. Die von der linken 
Seite eingebrachte PI will, dass ein für 
den Zürcher Kantonsrat oder ein Ge-
meindeparlament gewähltes Mitglied 
sich vorübergehend durch eine tempo-
räre Stellvertretung vertreten lassen 
kann, wenn eine Teilnahme im Parla-
ment nicht möglich oder nicht zumut-
bar ist. Dieser sozialistische Selbstver-
wirklichungsvorstoss lässt tief blicken 
und zeigt einmal mehr, wohin unser 
Milizsystem gehen soll.

Die SVP/EDU-Fraktion war und ist 
dem gegenüber ganz klar der Ansicht, 
dass es keine Stellvertretungsregelung 
braucht. Jede Stimmbürgerin und jeder 
Stimmbürger wählt alle vier Jahre die 
Personen in ein Parlament, die ihr ge-
nehm sind. Die einen schaffen es auf 
Anhieb, andere ein Leben lang nie und 
so soll es auch bleiben. Eine Stellver-
tretung oder ein Nachrücken auf Zeit 
ist und bleibt deshalb staatsrechtlich 
schlicht ein Blödsinn. Roman Schmid 
stellte deshalb namens der SVP/EDU-
Fraktion den Antrag, schon gar nicht 
auf diese PI einzutreten. Bezüglich des 
weiteren Verlaufs dieser unsäglichen 
Debatte verweise ich hier gerne auf den 
fundierten Kommentar unseres Kolle-
gen Roman Schmid.

WORTE DES REDAKTORS

Die Macht des Volkes – gestern wie heute
Heute vor 236 Jahren, am 20. Juni 1789, 
legten die Abgeordneten des Dritten 
Standes in Versailles den historischen 
Ballhausschwur ab. Mit der Forderung 
nach einer Verfassung und Mitbestim-
mung des Volkes leiteten sie die Fran-
zösische Revolution ein. Die Ideale von 
Freiheit, Gleichheit und politischer 
Teilhabe veränderten Europa grundle-
gend. Auch in der Schweiz fanden diese 
Gedanken Widerhall – doch unser 
Land beschritt einen anderen Weg: 
nicht über Umsturz und Zentralismus, 
sondern über Föderalismus, Eigenstän-
digkeit und direkte Demokratie.

Volkssouveränität als Fundament
Diese Tradition prägt die Schweiz bis 
heute und bildet den Kern ihrer poli-
tischen Identität. Souveränität liegt 
weder bei einem Monarchen, noch beim 
Parlament oder einer supranationalen 
Institution – sie liegt beim Volk. Mit den 
Instrumenten des Referendums und 
der Volksinitiative baut die Schweiz seit 
Langem auf einer Staatsordnung, in der 
die Bürgerinnen und Bürger das letzte 
Wort haben. Volksentscheide sind zu 

respektieren – ohne Relativierung, ohne 
Verzögerung, ohne Ausnahmen.

Souveränität bedeutet, dass die 
Schweiz selbst bestimmt, welche Ge-
setze gelten, wer Zugang zum Land er-
hält und welchen Weg sie in Zukunft 
gehen will. In einer Zeit zunehmen-
der Einflussnahme durch internatio-
nale Abkommen, fremde Richter oder 
die Europäische Union ist es umso 
dringlicher, die Unabhängigkeit unse-
res Landes zu verteidigen.

Direkte Demokratie schützen 
und stärken
Die direkte Demokratie ist keine Selbst-
verständlichkeit – sie ist ein historisch 
hart erkämpftes Gut, das geschützt 
und gestärkt werden muss. Sie verlangt 
Verantwortung von den Stimmberech-
tigten und setzt der Macht politischer 
Eliten klare Grenzen. Doch immer wie-
der erleben wir, wie Volksentscheide 
nicht ernst genommen, verzögert oder 
verwässert werden – etwa bei der Um-
setzung der Masseneinwanderungsin-
itiative, der Ausschaffungsinitiative 
oder im Umgang mit der schweizeri-

schen Neutralität. Die SVP stellt sich 
solchen Entwicklungen mit aller Ent-
schiedenheit entgegen.

Der Ballhausschwur von 1789 war 
ein weltgeschichtliches Signal und 
soll uns auch heute noch daran erin-
nern: Die politische Macht hat vom 
Volk auszugehen. In der Schweiz wurde 
dieser Gedanke weiterentwickelt – zur 
direktdemokratischen Staatsform. Ob-
wohl direktdemokratische Elemente 
auch in anderen Ländern existieren 
und verbreitet sind, ist ihre Ausprä-
gung in der Schweiz einzigartig. Die 
SVP setzt sich mit aller Konsequenz 
dafür ein, dass diese demokratische 
Tradition bewahrt, gestärkt und gegen 
jegliche Aushöhlung verteidigt wird – 
heute und in Zukunft.

von 
Sean Burgess

René Isler
Kantonsrat SVP
Winterthur

Bei dem Geschäft über das Gesetz über die politischen Rechte (GPR), Anpassung der Regelung zum 3%-Quorum bei 
Kantonsratswahlen gab es zur Abwechslung einmal wenig politischen Diskussionsbedarf.� Bild: Adobe Stock

Jede Stimmbürgerin und jeder Stimmbürger wählt alle vier Jahre  
die Personen in den Kantonsrat, die ihr genehm sind – dafür braucht es  
keine Stellvertretungsregelung.� Bild: Parlamentsdienste Kanton Zürich

Roman Schmid
Kantonsrat und 
Stadtpräsident SVP
Opfikon

Scannen Sie den QR-Code,  
um die aktuellen Videos der 
SVP Kantonsratsfraktion  
zu sehen.
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HÖHEPUNKTE VON A BIS Z

Ein geselliger und ausgelassener Fraktionsausflug in den Bezirk Meilen
Nach der Ratssitzung ging es direkt zum Schiffsteg «Opernhaus», wo wir bereits von einer Schar Ehemaliger 
und weiteren Gästen erwartet wurden.

Auf der «MS Ufnau» der KIBAG erwarte-
te uns dann ein unglaublich reichhalti-
ges und sehr feines Mittagessen. Was 
uns der Grillmeister Joel und sein Team 
auftischten, war schlicht Spitzenklasse. 
Vom reichhaltigen Salatbuffet über die 
Grilladen bis hin zum Dessertbuffet 
gab es alles in einer ausnahmslos guten 
Qualität. Bravo!

In Uetikon am See endete schliess-
lich das gemütliche Essen und das 
breitgefächerte, toporganisierte Nach-
mittagsprogramm konnte in Angriff ge-
nommen werden. Als Besichtigungen 
standen die Confiserie Honold AG in 
Küsnacht, die Schneider Umweltservice 
AG in Meilen, das Weingut Bachmann in 
Stäfa sowie der Oberhaushof in Feldbach/
Hombrechtikon auf dem Programm.

Genuss trifft süsses Handwerk
Die erste Gruppe liess sich bei der 
Firma Honold AG den süssen und bis-
weilen herausfordernden Produktions-
alltag hautnah erklären. Dass hier von 
der Praline über das Kirschstängeli bis 
hin zur Torte noch alles von Hand ge-
fertigt wird, war sehr beeindruckend. 
Und ja, das Naschen vieler Leckereien 
kam natürlich auch nicht zu kurz und 
war sogar von der persönlich anwesen-
den Chefin gewünscht. Nach dieser äus-
serst interessanten und «süssen» Be-
sichtigung ging es dann mit dem vom 
OK bereitgestellten Bus zur Vogtei in 
Herrliberg, wo uns im Garten zuerst ein 
reichhaltiger Apéro und später ein feu-
dales Nachtessen erwartete.

Mit Weitblick recyceln
Zu Gast bei der Schneider Umweltser-
vice AG wurden wir Zeugen von 120 
Jahren Erfahrung und Engagement für 
nachhaltige Lösungen. Über vier Gene-

rationen hat sich der Familienbetrieb 
zu einem führenden Unternehmen im 
Recycling- und Entsorgungsbereich ent-
wickelt. Hier treffen Tradition und In-
novation zusammen – ein Beispiel, dass 
Nachhaltigkeit auch ohne drastische 
staatliche Verbote und Zwänge mög-
lich ist. Bei bester Aussicht auf den Zü-
richsee genossen wir noch einen vom 
Unternehmen offerierten Apéro.

Vom Rebstock bis ins Glas
Auf dem Weinbaubetrieb der Familie 
Bachmann, an schönster Lage hoch über 
Stäfa, stellte die Chefin persönlich ihre 
Weine vor. Sie sei für den Innendienst 
(Büro, Marketing, Vertrieb) zuständig, 
ihr Mann für den Keller. Zehn Hekta-
ren Reben bedeuten nicht nur sehr viel 
Arbeit – es braucht auch eine gute Nase, 
grosses Fachwissen und viel Fingerspit-
zengefühl, um aus weissen und roten 

Trauben gute Weine zu kreieren. Rund 
100 000 Flaschen werden jedes Jahr pro-
duziert und verkauft, und dies zu recht 
moderaten Preisen. Dass der Ort neben 
dem guten Wein auch eine wunderschö-
ne Location für Anlässe bietet, fiel rasch 
auf und wird auch rege genutzt. Be-
schwingt und mit dem Wissen, dass der 
Wein vom Zürichsee sehr gut schmeckt, 
reiste die Gruppe für das Abendpro-
gramm nach Herrliberg.

Zeitreise im Oberhaushof
Geschichtsinteressierte zog es in den 
Oberhaushof in Feldbach. Das herr-
schaftliche Gut am Zürichsee wurde 
1743 erbaut und ist ein Bijou. Die ein-
malige Ausstellung Oberhaushof ver-
sammelt Objekte und Geschichten von 
zehn Generationen der Familie Bühler, 
die auf diesem Hof gelebt und gearbei-
tet haben. In einer hochinteressanten 

Führung konnten die Teilnehmenden 
in das Leben der Region Zürichsee seit 
der vorindustriellen Zeit eintauchen. 
Unter anderem befinden sich in einer 
grossen Vitrine Kleidungsstücke, die 15 
Frauen verschiedener Generationen als 
Teil ihrer Aussteuer in die Ehe brach-
ten. Ausgestellt sind liegengelassene 
Löffel von im Haus einquartierten Rus-
sen, die 1799 von den Franzosen ver-
trieben wurden. Zu sehen sind auch 
Schlittschuhe der Bühlers, die sie bei 
den Seegfrörnen in den Jahren 1891, 
1929 oder 1963 nutzten.

Unterhaltsames Abendprogramm
Für die Moderation und Unterhaltung 
war der bestens bekannte Peter Pfänd-
ler verantwortlich, der sehr souverän 
durch das Abendprogramm führte. Den 
Reigen der Kurzansprachen eröffnete 
SVP-Bezirkspräsident Marc Wachter, der 
treffsicher seinen Bezirk vorstellte und 
vor den Gefahren aus dem fernen, links-
grünen Zürich warnte. Danach folgte 

der Hausherr, der Herrliberger Gemein-
depräsident Gaudenz Schwitter (FDP), 
der sichtlich stolz die Vorzüge seiner 
schönen Gemeinde vorstellte. Zwischen 
der Vorspeise und dem Hauptgang 
zeigten unser Fraktionspräsident Tobi-
as Weidmann und der Parteipräsident 
Domenik Ledergerber, der praktisch ein 
Heimspiel hatte, was es in den kommen-
den Wochen und Monaten zu tun gibt. 
Die Zeichen stehen auf Sturm und die 
Ärmel müssen hochgekrempelt werden, 
so die einhellige Analyse!

So neigte sich schliesslich dieser unter 
der Leitung von Theres Weber-Gach-
nang und ihrem Team wunderschöne, 
toporganisierte und gesellige Fraktions-
ausflug im wirklich schönen Bezirk Mei-
len dem Ende zu. Allen, die in irgendei-
ner Weise zu diesem unvergesslichen 
Anlass beigetragen haben, sei hier ein 
riesiges Dankeschön ausgesprochen.

KR René Isler, aKR Theres Weber-Gachnang, 
KR Marion Matter, KR Tumasch Mischol

GRUNDLAGEN EINER STARKEN NATION

Was die Schweiz trägt
Weiss die breite Bevölkerung noch, was die Schweiz ausmacht? Geht das grundlegende Wissen über die Schweiz 
verloren, nehmen zwangsläufig der emotionale Bezug zur Schweiz und die nationale Identität ab. Was also  
trägt die Schweiz?

Direkte Demokratie, Föderalismus, Neu-
tralität und sprachlich-kulturelle Viel-
falt stellen Grundpfeiler der Schweiz 
dar, auf denen unser Wohlstand auf-
baut und wofür wir dankbar sind. Un-
trennbar mit der Schweiz und ihrem 
Selbstverständnis sind zudem verschie-
dene Elemente verbunden. Drei bedeu-
tende davon sind die Bundesverfassung 
mit ihrer Präambel, die Landeshymne 
und die Schweizer Fahne.

Präambel der Bundesverfassung
1848 wurde in der Schweiz die erste Bun-
desverfassung beschlossen. Diese legte 
den Grundstein für den Bundesstaat, 
der den Staatenbund der Kantone ablös-
te. Neben der Rechtsgleichheit führte die 
Verfassung auch wesentliche Grund-
rechte für die Bürger wie Petitions-
recht, Vereinsfreiheit und Niederlas-
sungsfreiheit ein. War der Bundesstaat 
1848 noch eine repräsentative Demokra-
tie, wurde er mit der Einführung des fa-
kultativen Referendums 1874 und der 
Volksinitiative 1891 zur direkten Demo-
kratie. Seither übt die Bundesversamm-
lung – unter Vorbehalt der Rechte von 
Volk und Ständen – die oberste Gewalt 
im Bund aus.

Vielen Menschen ist gar nicht bewusst, 
wie stark die Bundesverfassung unser 
tägliches Leben beeinflusst. Grundrech-
te stecken Handlungsspielräume ab und 
schützen den Bürger vor unverhältnis-
mässigen staatlichen Eingriffen. Die 
Verfassung bildet den entscheidenden 
Garanten für unsere Freiheit und De-
mokratie.

Die heutige Präambel geht auf die Ver-
fassungsrevision des Jahres 1999 zu-
rück. Aus ihr wird deutlich, dass neben 

Freiheit und Demokratie auch Unab-
hängigkeit und Frieden für die Schweiz 
hohe Werte darstellen. Die Anrufung 
Gottes verweist auf das christlich-abend-
ländische Fundament der Schweiz.

Die Landeshymne
Die Zeit vor der Gründung des Bundes-
staats 1848 zeugte von heftigen Ausein-
andersetzungen zwischen liberalen und 

konservativen Kräften. Umso erstaunli-
cher ist die Entstehung des «Schweizer-
psalms». Er ist das Gemeinschaftswerk 
von zwei grundverschiedenen Männern: 
Der Zisterziensermönch Alberik Zwys-
sig komponierte die Melodie, der Zür-
cher Dichter Leonhard Widmer verfass-
te den Text. Die verbindende Kraft der 
Musik hatte bei Widmer und Zwyssig 
eine historische Dimension: «Sie ermög-
licht», so Alt Bundesrat Ueli Maurer, 
«den Brückenschlag zwischen Reformiert 
und Katholisch, zwischen Stadt und 
Land, zwischen zwei grundlegend ver-
schiedenen Weltanschauungen.»

Diese bewegte Epoche der Schweizer 
Geschichte spiegelt der Schweizerpsalm: 
Er ruft zum Zusammenstehen aller 
Schweizer auf, zur nationalen Versöh-
nung und Besinnung auf die freie Hei-
mat. Die Strophen handeln von Wer-
ten, die von zeitloser Bedeutung sind: 
die Heimat mit ihrer landschaftlichen 
Schönheit, die Gemeinschaft des Volkes, 
das Vertrauen auf Gott.

Die Schweizer Fahne
Das heute bekannte weisse Kreuz tauch-
te erstmals 1339 in der Schlacht bei Lau-
pen als gemeinsames Erkennungszei-
chen der Eidgenossen auf. Dieses geht 
wohl auf den heiligen Märtyrer Mauri
tius zurück, der samt seinen «Zehntau-
send Rittern» besonders grosse Vereh-
rung genoss. Ab dem 14. Jahrhundert 
begleitete das weisse Kreuz die Eidge-
nossen auf ihren Feldzügen, später 
auch auf Bannern. 1815 erklärte die 
Tagsatzung es zum Erkennungszeichen 
der Eidgenossenschaft.

Dank Guillaume Henri Dufour bekam 
die Schweiz 1840 eine einheitliche Trup-
penfahne mit dem weissen Kreuz auf 
rotem Hintergrund. 1889 legte der Bun-
desrat die Form fest; so müssen die vier 
gleich langen Arme des Kreuzes einen 
Sechstel länger als breit sein. Aufgrund 
ihres militärischen Ursprungs ist die 
Schweizer Fahne quadratisch.

Diese und viele Symbole mehr zeigen, 
was die Geschichte unseres Landes be-
einflusst hat und zur segensreichen 
Grundlage wurde. Diese zu erhalten, ist 
unser aller Aufgabe.

Ralph Studer,  
Zukunft CH

Ralph Studer ist Jurist mit Anwaltspatent, 
Lehrer und leitet den Fachbereich  
Werte & Gesellschaft der Stiftung Zukunft CH 
(www.zukunft-ch.ch). Die Stiftung bietet 
Materialien zu aktuellen Gesellschaftsthemen 
und Vorträge an. Mehr Infos im Flyer, der 
dieser Ausgabe beiliegt.

NATALIE RICKLI IN ÖL VEREWIGT

Ein neues Porträt für die Zürcher 
Ahnengalerie
Auf der Terrasse der Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich ist am 13. Juni 
2025 das offizielle Porträt der ehemaligen Regierungspräsidentin Natalie  
Rickli feierlich enthüllt worden. Die SVP-Regierungsrätin reiht sich mit dem 
Gemälde als 61. Bild in die traditionsreiche Ahnengalerie im Walcheturm 
ein – eine Ehre, die ausschliesslich Regierungspräsidentinnen und -präsidenten 
sowie Zürcher Mitgliedern des Bundesrats zuteil wird.

SVP. Das Porträt zeigt Natalie Rickli in 
selbstbewusster Haltung im Freien ste-
hend, mit Blick über die Stadt Zürich 
und auf die Türme des Gross- und des 
Fraumünsters. Die Wahl dieses Stand-
orts ist kein Zufall: Das Bild entstand 
genau an dem Ort, an dem auch die 
Enthüllung stattfand. «Von hier oben 
hat man die nötige Vogelperspektive, 
die auch in der Politik hilfreich ist», er-
klärte Natalie Rickli mit einem Augen-
zwinkern im Beisein von Parteipräsident 

Domenik Ledergerber und Fraktions-
präsident Tobias Weidmann, die der 
Enthüllung beiwohnten.

Gemalt wurde das Werk von der Zür-
cher Künstlerin Corinne Güdemann. 
«Ich wollte nichts Futuristisches, son-
dern ein authentisches Bild», so Natalie 
Rickli. Entstanden ist ein realistisches 
Ölbild mit Kreideanteilen ohne versteck-
te Symbole oder politische Anspielun-
gen  – im Gegensatz zu früheren Por
träts ihrer Vorgänger.

Regierungsrätin Natalie Rickli neben ihrem Porträt, flankiert 
von Parteipräsident Domenik Ledergerber (links) und Fraktionspräsident 
Tobias Weidmann.� Bild: zVg

Das OK, v.l.n.r.: Marc Wachter, Präsident SVP Bezirk Meilen; KR Tumasch Mischol; 
KR Marion Matter; Benno Müller, Vorstand SVP Bezirk Meilen; aKR Theres 
Weber-Gachnang; KR und Fraktionspräsident Tobias Weidmann.� Bild: zVg

An Bord der «MS Ufnau» genossen die Teilnehmerinnen und Teil
nehmer gemeinsam ein unglaublich reichhaltiges und sehr feines Mittag
essen auf dem See.� Bild: zVg

«Die segensreiche Grundlage 
der Schweiz zu erhalten 
ist unser aller Aufgabe.»
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SCHWEIZER ZAHLEN, ANDERE KASSIEREN

Die Swiss als Milchkuh – ein Exempel 
für schlechte Verträge
Als man die Swissair für ein Trinkgeld von etwas über 300 Millionen Franken an die Lufthansa verscherbelte,  
glaubte man noch, einen guten Deal gemacht zu haben und hat an eine Wertschöpfung gedacht.  
Daraus geworden ist aber eine Abschöpfung der Kunden. Nach dieser Erfahrung ist analog bei den Verträgen  
mit der EU eine entsprechende Skepsis am Platz.

Schon lange besteht der Verdacht, dass 
bei der Swiss für Reisen aus der Schweiz 
noch ein «Schweiz-Zuschlag» bezahlt 
werden muss, da die Kaufkraft hierzu-
lande von den Lufthansa-Managern als 
höher eingeschätzt wird. Von Zürich 
aus sind Direktflüge auf Langstrecken 
erheblich teurer als von Stuttgart oder 
Mailand aus. Wegen der dynamischen 
Preisgestaltung war das aber schwer 
nachweisbar. Nun hat sich jedoch ge-
zeigt, dass die Schweiz tatsächlich als 
«Milchkuh» betrachtet wird.

Abschöpfung pur
Am besten belegen lässt sich dies am 
Meilengrogramm «Miles & More»; ein 

Kundenbindungsprogramm der Luft-
hansa Group, zu der auch die Swiss 
gehört. Waren bisher beispielsweise 
für Flüge nach Kalifornien 60 000 Mei-
len nötig, wobei die Tickets für 50 Euro 
rückerstattbar oder umbuchbar waren, 
so sind jetzt dazu mehr Meilen nötig, 
wobei man bei einer Umbuchung oder 
Annullation einen Totalverlust der Mei-
len erleidet. Will man aber ein «Full Flex 
Meilenticket» wie bisher, braucht man 
139 000 Meilen – ein Aufschlag von 133 
Prozent. Dazu kommt noch, dass man 
bisher Flughafentaxen und Treibstoff-
zuschläge mit Meilen abgelten konnte; 
das geht auch nicht mehr. Dafür be-
zahlt man gegen 400 Franken zusätz-
lich zu den Meilen in Economy, über 
900 Franken gar für Meilentickets in 
der Businessklasse. Da diese mit dem 
Zuschlag abzudeckenden Kosten klas-
senunabhängig sind, ist das eine Abzo-
cke in Reinkultur.

Wer glaubt, der Service bei der Swiss 
sei noch so wie einst bei der Swissair, 

irrt gewaltig. Neu herrscht ein Mini-
malismus. Das betrifft die Betreuung 
an Bord mit demotivierten Flight Atten-
dants (die Entlöhnung muss motivie-
rend sein?), aber auch die Bestuhlung 
im Flaggschiff, der Boeing 777, ist in 
der Economy eine Zumutung: Es ist so 
eng, dass man sich vor dem Flug vor-
sichtshalber am besten eine Anti-Throm-
bosen-Spritze setzt. Natürlich kann 
man als «Senator» Reihe 27 mit mehr 
Beinfreiheit reservieren, sofern diese 
Plätze nicht bereits für 149 Franken an-
derweitig verhökert worden sind.

Ebenso gibt es auch etwas freiheitli-
chere Sitze in der Primary Eco in dersel-
ben Kabine vorne, wohl hat man da 
auch etwas mehr Auswahl beim Essen. 
Bloss: Für ein «Full Flex Ticket» zahlt 
man da statt der rund 1200 dann über 
3000 Franken, also einen Aufschlag von 
250 Prozent. Dafür hat man ja diese 
Klasse eingeführt. Das nennt sich im 
Fachjargon «Preisdifferenzierung», mit 
der man so viel abschöpft, wie die Kund-
schaft bereit ist zu zahlen. Es gibt immer 
noch genügend Leute, die ein solches 
Spiel mitmachen; wäre das Selbstbe-
wusstsein der Kundschaft höher, würde 
die Manipulation nicht funktionieren.

Swiss als Karriere-Trampolin
So erstaunt es nicht, dass die Swiss letztes 
Jahr satte 684 Millionen an Gewinn ge-
macht hat. Damit profilieren sich die Ma-
nager, die auf höhere Weihen bei der Luft-
hansa aspirieren. Da finanzieren die 
Schweizer Kunden diese Karrieren, etwa 
jene von Dieter Vranckx, dem letzten CEO 
der Swiss: Nach einigen Jahren, die ihm 
offenbar als «Durchlauferhitzer» dienten, 
wurde er in den Aufsichtsrat des Kon-
zerns in Frankfurt erhoben. Fast gleich-
zeitig erschien am 13. November 2024 in 
einer Wirtschaftszeitung mit analoger 
Argumentation eine harsche Kritik unter 
dem Titel: «Swiss, die teure Billig-Airline».

Mit den Kundenbindungsprogram-
men wird auch Manipulation betrieben. 

So können die Ökologisten nicht jubeln, 
dass weniger geflogen wird, wenn das 
Preis-Leistungs-Verhältnis abstürzt oder 
mehr Meilen für einen Freiflug nötig 
sind: Solche Meilentickets bekommt 
man ohnehin nur, wenn es Überschuss-
kapazität hat. Dafür sind die Meilen we-
niger wert und sacken auf das Ramsch-
niveau ab; dann müssen die Sammler 
aber mehr (unnötig?) fliegen, um einen 
Freiflug zu bekommen.

Selbstbewusstsein nötig
In dieselbe Richtung geht die Umstel-
lung bei den Statusmeilen für die Er-
langung einer höheren Einstufung: 
Statt Meilen braucht es jetzt Points, 
und zwar so viele, dass man weit über 
zehn Mal in Eco in die USA fliegen muss, 
um den Status eines «Senators» zu 
erhalten; vom noch darüberliegenden 

«Hon Circle» ganz zu schweigen. Bloss 
soll dieser Status, wie uns ein Circle 
Member berichtete, gar nicht viel mehr 
zusätzlich bringen. Aber die Bewer-
tung des Prestiges ist möglicherweise 
umgekehrt proportional zur Selbstsi-
cherheit.

Gleiches Muster bei den EU-Verträ-
gen: Auch hier wird die Schweiz freund-
lich umworben, um dann über kompli-
zierte Mechanismen schleichend Kom-
petenzen abzugeben. Die am Freitag 
publizierten Vertragsentwürfe zeigen: 
Wer nicht aufpasst, zahlt auch hier am 
Ende einen «Schweiz-Zuschlag» – nur 
diesmal in Form politischer Zugeständ-
nisse und regulatorischer Unterord-
nung. Wer sich schon bei Meilenpro-
grammen über den Tisch ziehen lässt, 
sollte bei staatsvertraglichen Verhand-
lungen umso wachsamer sein.

GÖNNERVEREINIGUNG KURATORIUM «Z» BLAU/WEISS

Exklusive Führung im Bilderlager von Alt Bundesrat 
Dr. Christoph Blocher
Am Donnerstag, 12. Juni 2025, haben wir rund zwanzig Mitlieder unser Gönnervereinigung Kuratorium «Z»  
Blau/Weiss zu einer exklusiven Führung ins Bilderlager einladen dürfen. Während rund zweieinhalb Stunden konnten 
die Gäste den interessanten Ausführungen und weiteren Anekdoten von aBR Blocher beiwohnen.

SVP. Besichtigungen des Bilderlagers 
sind äusserst beliebt und gefragt, des-
halb war es eine besondere Freude, dass 
die SVP des Kantons Zürich zu diesem 
Anlass einladen konnte. Bei herrlichem 
Wetter haben sich die eingeladenen 
Gäste eingefunden und wurden vom 
Gastgeber willkommen geheissen und 
sogleich ins Bilderlager geführt. Dort an-
gekommen, führte aBR Blocher durch 
die Räumlichkeiten und erläuterte den 
Gästen Wissenswertes über die Gemälde 
von Anker, Hodler, Segatini, Giacomet-
ti und weiteren Malern. Nach diesen 
interessanten Ausführungen konnten 
die Gäste zusammen mit aBR Blocher 
die Eindrücke beim anschliessenden 
Apéro noch weiter auf sich wirken las-
sen. Ein rundum gelungener Anlass 
für die Mitglieder der Gönnervereini-
gung.

Mitgliedschaft im Kuratorium
Das «Kuratorium Blau/Weiss» – für die-
jenigen, die noch nie davon gehört 
haben – ist die Gönnervereinigung der 
SVP des Kantons Zürich. Eine Mitglied-
schaft im Kuratorium ist mit einem 
Mindestmitgliederbeitrag von 500 Fran-
ken pro Jahr möglich. Das Kuratorium 
führt in der Regel jährlich eine gespon-

serte Veranstaltung als Dank für die 
Mitglieder durch.

Daneben besteht auch noch die Mög-
lichkeit einer exklusiveren Mitglied-
schaft Kuratorium «Z» Blau/Weiss mit 
einem deutlich höheren Mitgliederbei-

trag. Die SVP des Kantons Zürich würde 
sich freuen, wenn wir auch Sie als Mit-
glied des Kuratoriums willkommen heis-
sen dürfen. Bei Fragen steht Ihnen Partei-
sekretär Marco Calzimiglia gerne zur Ver-
fügung.

SUBSIDIARITÄTSPRINZIP WAHREN

Bergsturz in Blatten
Nach meiner Einschätzung des Bergsturzes von Blatten befragt, betrachte  
ich das Unglück nicht zuletzt als früherer Regimentskommandant  
der Rettungstruppen. Diese helfen mit, die Folgen solcher Naturkata­
strophen zu bewältigen.

Die Berge bewegen sich, wie schon 
frühere denkwürdige Bergstürze etwa 
1806 in Goldau oder 1881 in Elm ge-
zeigt haben. Die Gemeindebehörden 
von Blatten – im Milizsystem im Ne-
benamt tätig – haben tadellos reagiert 
und alles richtig gemacht. Das gilt für 
die engen Kontakte mit den beobach-
tenden Fachleuten, die korrekte Risiko-
beurteilung, den Evakuierungsent-
scheid und die besonnene Reaktion 
nach dem Ereignis. Für die Evakuierten 
im Lötschental ist leider der schlimms-
te Fall passiert, sie werden nie mehr in 
ihre früheren Häuser zurückkehren 
können.

Ein solches Unglück braucht Ner-
ven. Die Verantwortlichen müssen be-

obachten, die Lage einschätzen, nicht 
gleich überstürzt handeln. Wir erle-
ben in Blatten die Vorteile des soge-
nannten Subsidiaritätsprinzips: Was 
auf unterer Stufe gelöst werden kann, 
soll man nicht oben lösen. Denn die 
Unteren stehen näher bei der Sache 
und können sie besser beurteilen. Die 
Chance, dass die Unteren das Richtige 
tun, ist grösser.

Dies ist die gegenteilige Denkweise 
von dem, was heute in der Politik gilt: Je 
globaler, je grösser und je weiter ent-
fernt, desto besser sollen angeblich die 
Probleme gelöst werden. Das Gegenteil 
ist wahr, auch wenn die Politiker lieber 
das Grosse, Entfernte haben. Sei es 
beim Anbindungsvertrag mit der EU, 
der die Probleme der Schweiz nach An-
sicht der Classe politique besser löse als 
wir Schweizer. Oder sei es bei der Welt-
gesundheitsorganisation, die angeb-
lich besser auf unsere Gesundheit acht-
gibt als wir selber. Nein – bleiben wir 
an der Wirklichkeit von Blatten und 
bei der bewährten Schweizer Tradition.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Alt Bundesrat Dr. Christoph Blocher und Parteipräsident und Kantonsrat  
Domenik Ledergerber anlässlich der exklusiven Führung für Mitglieder unserer 
bürgerlichen Gönnervereinigung.� Bild: SVP

Über den Wolken von Grönland könnten Freiheit und Freude wohl grenzenlos  
sein, doch zwei Kulturen prallen zusammen: Bei Edelweiss lebt 
man noch Herzlichkeit und Swissness, Werte, die bei Swiss als Lufthansa-  
Tochter verloren gingen.� Bild: Bernhard im Oberdorf

Bernhard im Oberdorf
Kantonsrat und 
Gemeinderat SVP
Zürich

 
 

Einladung zum Politabend 
 

Lassen Sie sich informieren und diskutieren Sie mit: 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mi#woch, 25. Juni 2025, 19.30 Uhr 
Gutsbetrieb Freudenberg 1, Me#menste#en 
(Paradiesstrasse, Familie Junker 079 733 76 31) 
 
Auch Nichtmitglieder sind herzlich Willkommen 
Gratis Wurst für alle Besucher 

Kantonsrat Ulrich Pfister, 
über die 
Mobilitätsinitiative, welche 
im November zur 
Abstimmung kommt 
 

Nationalrat Martin Haab, 
über die Geschäfte in der 
Sommersession des 
Nationalrats 
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AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Spiel, Satz und Sieg für die SVP
Der Staat ist viel zu teuer – weshalb er überall den Leuten das Geld aus der Tasche ziehen will. So auch bei den 
Alterszentren der Stadt Zürich. Die Taxen sollen nach dem Willen des GLP-Stadtrats laufend steigen – Staatsversagen 
auf dem Buckel der älteren Mitbürger. Um dies zu verhindern, ging die SVP eine Koalition mit den Linken ein.

Konkret reichte die SVP zusammen mit 
der SP, den Grünen und der Linksaus-
sen-Partei AL eine gemeinsame Parla-
mentarische Initiative ein. Damit soll 
der Regierung die Gebührenhoheit ent-
zogen und an das Parlament übertra-
gen werden. Eine grosse Tageszeitung 
titelte: «Ungewöhnliche Polit-Allianz 
stoppt Preiserhöhung in Altersheimen». 
Ein Versuch, den viel zu teuren und 
übergriffigen Staat zurückzudrängen. 
Dieses Vorhaben und der Pakt mit den 
Linken waren dennoch riskant.

Weniger Staat – mehr Freiheit
Kann ein 125-köpfiges Parlament (ein 
rotgrün dominiertes Parlament wohl-
gemerkt) wirklich entscheiden, wie hoch-
komplexe Preise im Gesundheitswesen 
korrekt festgesetzt werden? Zudem kon-
kurrenzieren die staatlichen Altershei-
me die privaten Heime. Sind die staat-
lichen Taxen «zu tief» angesetzt und 
durch Steuergelder querfinanziert, bricht 
dies möglicherweise jedem zweiten pri-
vaten Anbieter das Genick. Der Druck 
von Seiten der privaten Anbieter war 
entsprechend gross, die Gebührenho-
heit nicht an das Parlament zu übertra-
gen.

SVP findet Mehrheiten
Anstatt der maximal vorgesehenen sechs 
Monate beriet die gemeinderätliche Ge-
sundheitskommission den parlamenta-
rischen Vorstoss während eineinhalb 
Jahren. Dieses Vorgehen wirkte nicht 
vertrauensbildend, dass das Parlament 
die Kompetenz hat, die Taxen in den 
Altersheimen festzulegen. Nach inten-
siven internen Diskussionen schwenk-
te die SVP-Fraktion um und stimmte 
gegen die mit den Linken eingereichte 

Parlamentarische Initiative. Gleichzeitig 
reichte die SVP drei Begleitvorstösse ein, 
die im Rat alle eine Mehrheit fanden.

SVP drängt Staat zurück
Durch die SVP-Vorstösse sollen die pri-
vat-gemeinnützigen Altersheime zins-
lose Baukredite und Boden im Baurecht 
von der Stadt Zürich erhalten. Dass 
diese SVP-Vorstösse im linksgrünen Ge-
meinderat Mehrheiten fanden, ist eine 
kleine Sensation. Immerhin verliert der 

Staat die Kontrolle über den Boden. 
Sonst wollen die Linken jeweils jeden 
Quadratmeter Boden verstaatlichen. Die 
Parlamentarische Initiative erreichte im 
Gemeinderat auch ohne die SVP eine 
Mehrheit. Zukünftig wird also das Stadt-
parlament die Gebühren für die Alters-
heime festsetzen – und die SVP wird 
hoffentlich gegen jede Erhöhung stim-
men.

Die Ausgangslage und das Geschäft 
waren äusserst komplex und voller po-
litischer Stolpersteine. Doch mit ge-
schickter Strategie und Taktik haben 
wir das Beste rausgeholt: Spiel, Satz und 
Sieg für die SVP.

AUS DEM USTERMER GEMEINDERAT

Vorschriften und Detailvorgaben – die linken Totengräber der Vereinskultur
Der grünrote Stadtrat von Uster hat sich eine Nachhaltigkeitsstrategie gebastelt, die unter anderem bei 
Veranstaltungen mehrere Nachhaltigkeitsmassnahmen enthält, zum Beispiel Mehrwegbecher. Künftig sollen bei 
Veranstaltungen in Uster immer mehr solche Nachhaltigkeitsmassnahmen umgesetzt werden. Es sind aber  
auch diverse weitere Regulierungen, Einschränkungen und Hürden zu spüren, wenn man in Uster etwas organisieren 
oder als Teilnehmer mit einem Stand oder Ähnlichem mitwirken will.

Aktuell ist das im September stattfin-
dende Stadtfest von Uster ein solch 
trauriges Beispiel. Unser Parteipräsident, 
Gemeinderat und Mitorganisator des 
SVP-Vereinsstandes am Stadtfest Uster, 
Daniel Schnyder, meint dazu: «Als Mit-
organisator erlebe ich hautnah, was es 
heute für einen Verein bedeutet, an 
einem städtischen Grossanlass teilzu-
nehmen. Im Vergleich zum letzten 
Stadtfest vor zehn Jahren, als vieles noch 
pragmatischer und unkomplizierter ge-
handhabt wurde, hat sich das Umfeld 
grundlegend verändert. Damals stand 
das Gemeinsame im Vordergrund – die 
Freude, sich als Verein zu zeigen, un-
kompliziert dabei zu sein und mit der 
Bevölkerung ins Gespräch zu kommen. 
Heute dominieren Vorschriften, Sicher-
heitskonzepte, Zufahrtssperren und lo-
gistische Detailvorgaben. Der gesell-
schaftliche Wandel – mit gestiegener 
Sensibilität für Sicherheit, Umweltstan-
dards und Verantwortung  – ist spür-
bar.»

Vereine am Anschlag
Doch dieser Wandel hat auch seinen 
Preis: Die Anforderungen steigen stetig, 
die Freiwilligenarbeit wird dadurch 
nicht gestärkt, sondern immer stärker 
belastet. Das geplante Mehrwegbecher-
Konzept ist ein typisches Beispiel. Es 
mag ökologisch sinnvoll sein, bringt 
aber für Vereine, die auf ehrenamtliche 
Helfer angewiesen sind, zusätzlichen 
organisatorischen Aufwand – ausge-

rechnet bei einem Anlass, der wieder 
«ein Fest für alle» sein will. Besonders 
nachdenklich stimmt, dass sich mehre-
re namhafte Vereine nach der Informa-
tionsveranstaltung des Veranstalters 
gegen eine Teilnahme entschieden haben. 
Das ist ein deutliches Zeichen, das man 
politisch ernst nehmen muss – insbe-
sondere bei einem Fest unter dem Motto 
«Mir sind Uschter!», das genau auf diese 
Vereine angewiesen wäre.

Wer sich wünscht, dass Vereine und 
Bevölkerung an einem solchen Anlass 
sichtbar und engagiert teilnehmen, 
muss auch bereit sein, die Rahmenbe-
dingungen realistisch und verhältnis-
mässig zu gestalten – nicht mit immer 
neuen Hürden, sondern mit Vertrauen 
in die Vernunft der Beteiligten.

Uster on Ice – ein Beispiel für 
gescheiterte Veranstaltungsfreude
In Uster ging bereits dem einen oder 
anderen Event die Puste aus. Bestes 
Beispiel war Uster on Ice. Die zwin-
gend notwendige Verlängerung von acht 
auf zwölf Betriebswochen aus finanzi-
eller Sicht des Veranstalters hatte im 
Bewilligungsprozess aufgrund der ver-
längerten Laufzeit den Wechsel von einer 
Veranstaltungs- hin zu einer Baubewil-
ligung zur Folge! Der linke Stadtrat von 
Uster mit seiner SP-Stadtpräsidentin Bar-
bara Thalmann und dem Bauvorstand 
Stadtrat Stefan Feldmann, ebenfalls SP, 
zogen dem Verein Uster on Ice den 
Boden unter den Füssen weg. Auf der 
Homepage des Vereins steht: «… Damit 
verbundene Anforderungen und Mass-
nahmen im ordentlichen Bauverfahren 
an Veranstalter und Veranstaltungsge-
lände stellten für den Verein in der 
Summe letztendlich eine zu grosse 
Hürde dar. Der Verein Uster on Ice hat 
sich deshalb entschieden, die fortge-

schrittenen Vorbereitungsarbeiten ein-
zustellen. Die Suche nach alternativen 
Standorten blieb wegen der Kurzfristig-
keit leider ergebnislos… Mit grossem 
Bedauern mussten wir uns nun gegen 
die Fortführung von Uster on Ice ent-
scheiden.»

SVP wählen – Tue Gutes 
und sprich darüber
Damit solche «Bodigungen» von Verei-
nen und Anlässen in Uster aufhören, 
braucht es eine starke SVP, welche die 
traditionellen Werte inklusive der Pfle-
ge der Vereinskultur nicht nur hoch-
hält, sondern schützt und gedeihen 
lässt. Die SVP ist die einzige Partei, wel-
che sich konsequent der staatlichen, 

einengenden Regulierungsflut wider-
setzt. In circa neun Monaten sind vie-
lerorts im Kanton Zürich, so auch in 
Uster, kommunale Wahlen. Sprechen 
Sie in Ihrem Umfeld von diesen Proble-
men, machen Sie die Leute darauf auf-
merksam, dass die linke Politik, oft mit 
Unterstützung aus der Mitte bis in die 
FDP, unser tägliches Leben bereits im 
Kleinen drangsaliert.

Trotz diesen unschönen Gegebenhei-
ten freuen wir uns, Sie, liebe Leser und 
Parteimitglieder, nach einem schönen 
Sommer an unserem SVP-Stand am 
Stadtfest Uster vom 5. bis 7. Septem-
ber 2025 begrüssen zu dürfen. Die SVP-
Uster bietet im September noch mehr: 
Kommen Sie Ende Monat, am 28. und 
29. September, ans traditionelle SVP-
Schiessen der SVP des Kantons Zürich, 
ebenfalls in Uster. Bereits jetzt «Guet 
Schuss!» und vergessen Sie nicht: Kul-
tur und Tradition sind einer unserer 
Grundpfeiler.

Ständig lesen und hören wir, die 
Verteuerung des Wohnraums und 
der Wohnungsmangel seien eine 
Folge höherer Platzansprüche von 
uns Schweizern. Stimmt das wirk-
lich? Nur sehr bedingt. Seit dem 
Jahr 2000 sind die Platzansprüche 
nämlich gerade einmal von 44 auf 
46,6 Quadratmeter pro Einwoh-
ner gestiegen. Im gleichen Zeit-
raum ist aber die Bevölkerung um 
über 1,5 Millionen Menschen ge-
wachsen. Die Daten unserer Bun-
desämter sagen, dass die gestie-
genen Wohnansprüche für etwa 
21 Prozent des Wohnflächen-
wachstums, das Bevölkerungs-
wachstum aber für 79 Prozent ver-
antwortlich ist. Mit anderen Wor-
ten: In den letzten zwanzig Jahren 
sind vier von fünf Wohnungen 
wegen des Bevölkerungswachs-
tums gebaut worden.
Bevölkerungswachstum heisst 
hierzulande Zuwanderung. Der 
Zürcher Regierungsrat rechnet 
bis 2050 mit 450 000 zusätzlichen 
Menschen auf unserem Kantons-
gebiet. Das heisst, dass im Kanton 
Zürich ungefähr eine Stadt Zürich 
zusätzlich gebaut werden muss. 
Statt dieses Übel an der Wurzel zu 
packen und endlich die unkon-
trollierte Zuwanderung zu steu-
ern – übrigens ein Verfassungsauf-
trag – geht man jetzt auf die freie 
Marktwirtschaft im Wohnungs-
wesen los. Der Mieterverband will 
mit einer Volksinitiative auto-
matische Mietzinskontrollen ein-
führen. Der Markt im Wohnungs-
markt soll also verschwinden. Der 
Verband sieht sich bestätigt durch 
eine von ihm selber beauftragte 
Umfrage, wonach 60 Prozent die 
Mietpreise «kontrollieren» wollen.
Dabei ist nicht das Prinzip von 
Angebot und Nachfrage für die 
Schwierigkeit entscheidend, preis-
günstige Wohnungen zu finden. 
Vielmehr handelt es sich bei den 
Zuwanderern via EU-Personen-
freizügigkeit nur zur Hälfte um 
Erwerbstätige – und in den aller-
meisten Fällen keineswegs um 
«Fachkräfte». Auch Zuwanderer 
aus Drittstaaten und jene auf der 
Asylschiene wollen genauso preis-
günstigen Wohnraum. Dass der 
Mieterverband das Problem die-
ser Massenimmigration ignoriert, 
macht ihn völlig unglaubwürdig.
Je mehr sich der Staat in den 
freien Wohnungsmarkt einmischt, 
desto weniger investieren die 
Eigentümer in den Bau preis-
günstiger Wohnungen. Bevor die 
Massenzuwanderung eingesetzt 
hat, gab es bei der Wohnungssu-
che viel weniger Probleme. Mehr 
staatlicher Wohnungsbau wäre 
genau das falsche Rezept: Zwar 
werden damit einige privilegiert, 
die grosse Mehrheit wird aber 
diskriminiert. Denn für alle, die 
nicht in den Genuss von verbillig-
ten Wohnungen kommen, steigen 
die Mietpreise – weil das Grund-
stückangebot eben endlich ist und 
nicht einfach vergrössert werden 
kann.
Wir haben uns mit der Personen-
freizügigkeit und der laschen Asyl-
politik auch auf dem Wohnungs-
markt grosse Probleme eingehan-
delt. Die Einheimischen bezahlen 
jetzt den Preis. Es ist nur zu hoffen, 
dass sie es merken und bei den 
nächsten Wahlen die richtige Par-
tei wählen.

Zuwanderung statt 
Mietzinse regeln 

Die Anforderungen an Veranstaltungsteilnehmer steigen stetig, die Freiwilligen-
arbeit wird dadurch immer stärker belastet.� Bild: Verein OK Stadtfest Uster

von
Marion Matter

Fadegrad

Benjamin Streit
Gemeinderat SVP 
Uster

Teure Bauten, ausufernde Bürokratie, Doppelspurigkeiten und unsinnige Projekte: Der Staat verteuert die 
Gesundheitsversorgung und will deshalb den Leuten das Geld aus der Tasche ziehen.� Bild: zVg

Samuel Balsiger
Gemeinderat und 
Fraktionspräsident SVP
Zürich 
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EEss  eerrwwaarrtteenn  DDiicchh::
Festrede von Nationalrat und Landwirt Martin Hübscher

Feines Essen & Getränke (alkohol. Getränke sind kostenpflichtig)

Buure-Quiz

Geselliges Beisammensein für Jung und Alt

WWaannnn::  Freitag, 4. Juli 2025, 19.00-21.00 Uhr

WWoo::  Klötihof, Probsteistrasse 61, 8051 Zürich

AAnnmmeelldduunngg::
Bitte melde Dich bis am Sonntag, 29. Juni 2025 bei Barbara Weidmann 
unter bababolt@hotmail.com an. Bitte gib bei der Anmeldung Bescheid, falls 
Du etwas zum Buffet beitragen kannst (z.B. Salat, Dessert).

Auch alle Kinder, Jugendlichen, Freunde und Bekannte sind herzlich 
willkommen! 

Die SVP-Kreispartei Schwamendingen freut sich auf Deinen Besuch!

Uf em Klötihof 
z Schwamedinge

Einladung zum 
Grillfest mit
NR Martin 
Hübscher!

LESERBRIEF

Die politische Bedeutung der Kirche
Unsere gesamte Kultur, der Gemein-
schaftsgedanke, wie wir miteinander 
umgehen oder unsere Kinder erziehen, 
dies alles beruht auf der Heiligen Schrift, 
der Bibel. Das Christentum gibt uns An-
leitungen für ein friedliches Zusammen-
leben und stellt die Grundlagen für eine 
zivilisierte Gesellschaft.

Wenn ich mir die rückläufigen Mit-
gliederzahlen der Landeskirchen vor 
Augen führe und höre, dass viele Men-
schen mit der Kirche «nichts mehr zu 
tun haben wollen», wird mir angst 
und bang. Es ist nicht zu verleugnen, 
dass im Namen Gottes viele Ungerech-
tigkeiten passiert sind und unzählige 
Menschen durch Christen Leid erlitten 

haben. Doch wollen wir deshalb alle 
unsere Werte, all das, was die westli-
che Zivilisation erreicht hat, aufs Spiel 
setzen? Ein Austritt aus der Kirche soll-
te deshalb gut überlegt sein.

Wem die zunehmende Islamisierung 
in unserem Land Sorgen bereitet, muss 
Mitglied einer Landeskirche bleiben (oder 
wieder werden). Die Landeskirchen sind 
die wichtigste Kraft, wenn es gilt, die Aus-
breitung des politischen Islams zu 
stoppen. Es ist kaum vorstellbar, wel-
che Konsequenzen es für uns und un-
sere Nachfahren hat, wenn die Kirchen 
weiterhin an Bedeutung verlieren.

Muslime sind oftmals sehr religiös 
und scheuen nicht davor zurück, An-

forderungen zur Auslebung ihres Glau-
bens an unsere Bevölkerung zu stellen. 
Therese Schläpfer hat viele Beispiele 
dafür genannt. Ein Blick auf Deutsch-
land, Österreich oder Frankreich zeigt, 
wohin es führt, wenn der politische 
Islam weiterhin an Einfluss gewinnt. 
Leider hat die Kirche selber noch nicht 
erkannt, welche politische Kraft ihr Wei-
terbestehen sichert, und unterstützt vor-
wiegend linke Anliegen.

Ich bete für eine baldige Kehrtwende, 
damit auch unsere Enkel in einem si-
cheren, demokratischen Land mit christ-
lichen Traditionen aufwachsen dürfen.

Susan Etter, Herrliberg

SVP AESCH ZH

Stamm der lokalen SVP: 
Einheitsgemeinde, Primarschul­
antrag, Kantonalpräsident
Im Juni führte die SVP Aesch ZH einen Stamm im Brunnehofsäli durch.  
Als Gast war der kantonale Parteipräsident und Kantonsrat Domenik 
Ledergerber gekommen.

Zur Vernehmlassung Einheitsgemein-
de informierte Martin Hartmann, SVP-
Vorstandsmitglied. In der Diskussion 
wurde kritisiert, dass neu auf sechs Ge-
meinderäte erhöht wird, weil der 
Schulpflegepräsident im Gemeinderat 
Mitglied wird. Fünf wären genug, was 
zukünftig erwägt werden soll. Trotz 
Bedenken sagte jedoch keiner der An-
wesenden, bei der Urnenabstimmung 
vom 28. September 2025 die Gemeinde-
ordnung Einheitsgemeinde bekämpfen 
zu wollen.

Die Schweiz und die Welt
Kritisiert wurde sodann der Planungs-
kredit Schulgebäude. Die Primarschul-
pflege integriert nicht die Sicht der Ge-
meinde. Es braucht aber eine Gesamt-
planung unter Berücksichtigung von 
Schulhäusern, neuer Doppelturnhalle 
und neuem Gemeindesaal. Ein Antrag 
soll folgen.

Im Anschluss referierte unser SVP-
Kantonalpräsident Domenik Lederger-
ber zum Thema «Die Welt spinnt! Was 
muss die Schweiz tun?». Mit viel ge-
sundem Menschenverstand erklärte er 
die globale Lage sowie die Wichtigkeit 
der bewaffneten Neutralität der Schweiz. 
Auch erläuterte er die Nachteile des Rah-
menabkommens. Die EU hat unglaubli-
che 23 000 Gesetze, die Schweiz 5000. 
Die Personenfreizügigkeit bringe zudem 
immer mehr Leute in die Schweiz. Land-
schaftsdruck, Wohnungsnot und zu-
nehmende Kriminalität sind die Fol-
gen. Sein Appell: Die Schweiz müsse 
unabhängig bleiben, die direkte Demo-
kratie hochhalten und einen schlanken 
Staat anstreben. Mit Aescher Erdbeeren 
vom Hof der Familie Gysel dankten wir 
ihm herzlich.

Diego Bonato, 
aKR und Präsident SVP Aesch ZH

SVP-SCHIESSEN 2025

Uster organisiert das 42. Zürcher SVP-Schiessen 300 m
Die Schützengesellschaft Uster organisiert mit der SVP Uster am 19. sowie 27. und 28. September 2025 das Zürcher 
kantonale SVP-Schiessen 300 m auf der Schiessanlage «Mühleholz».

2002 war das Zürcher SVP-Schiessen 
letztmals zu Gast in Uster und lockte 918 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an.

1983 wurde das SVP-Schiessen erst-
mals im Zürcher Albisgüetli ausgetra-
gen und blickt auf eine langjährige Ge-
schichte zurück. Im Vordergrund steht 
der Schiesswettkampf bei guter Stim-
mung, einer gesunden Mischung von 
Tradition, Gesellschaftlichem und Poli-
tik. Am 300 m SVP-Schiessen wird 
nicht nur geschossen, man trifft sich 
auch in lockerer Atmosphäre zu freund-

schaftlichen Gesprächen in der Festwirt-
schaft.

Neben den «Könnern» der Schützen-
szene werden Frauen und Männer an-
treten, die sonst kaum in einem Schiess-
stand anzutreffen sind. Erwartet wird 
auch die gesamte kantonale Parteipro-
minenz.

Das Schiessprogramm der letzten 
Jahre wird übernommen. Der SVP-
Stich besteht aus zwei Probeschüssen 
und wie bisher aus sechs Einzel- und 
vier Schüssen Seriefeuer ohne Zeitbe-
schränkung. Zudem ist es möglich, am 
SVP-Schiessen einen zusätzlichen Aus-
zahlungsstich zu lösen, was das ganze 
Schiessprogramm etwas sportlicher und 
attraktiver macht.

Ein Anlass für die ganze 
Gesellschaft
Das Zürcher SVP-Schiessen ist offen für 
alle SVP-Ortssektionen der Schweiz 
sowie alle Schiessvereine vom Schwei-
zer Schiesssportverband (SSV). Auch Fa-
milien- und Frauengruppen sind herz-
lich willkommen. Dem Nachwuchs bie-
tet sich auch eine gute Gelegenheit, in 
zwei Kategorien – U21 und U17 – am 
Anlass teilzunehmen. Das Schiessen hat 

in der Schweiz nach wie vor eine symbo-
lische und staatspolitische Bedeutung.

Die OK-Präsidentin Caroline Ott-Moen-
nig (SVP Uster), die Festwirtin Heidi Hun-
ziker (SVP Uster) und der Chef Schiessen, 
Edwin Brunner (Schützengesellschaft 
Uster), Tel. 043 233 50 69 und Mobile 
079 311 15 83, heissen alle Schützinnen 
und Schützen aus nah und fern herzlich 
willkommen. Sie hoffen, dass der Anlass 
vielen die Gelegenheit bietet, neben dem 
friedlichen und sportlichen Schiesswett-
kampf auch ein paar unbeschwerte 
Stunden in Uster erleben zu dürfen.

Heinz Bolliger, 
SVP Volketswil

Jetzt Anmelden!

Diego Bonato dankt Domenik Ledergerber für seine spannenden Ausführungen.�
Bild: SVP Aesch ZH

Schiesszeiten:
Freitag, 19. September, 17.00–20.00
Samstag, 27. September, 8.30–15.30
Sonntag, 28. September, 8.30–11.30

Absenden:
Sonntag, 28. September, ca. 13.00
Anmelden: www.svp-schiessen.ch 
oder anmeldung@svp-schiessen.ch

Anmeldeschluss:
31. August 2025

Nachmeldungen: 
Im Schiessstand möglich
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Lokalität gemäss www.svp-bachenbuelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, ab 10.30 Uhr, 
Wöschhüsli, Oberdorfstrasse 15, Embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden Dienstag, 16.00 – 21.00 Uhr, Restau-
rant Altes Gerichtshaus, Wehntalerstrasse 
47, Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf 
und Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 Uhr, 
Alterszentrum am Bach, Bistro, Bachstrasse 
1, Birmensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
19.30 Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, 19.00 – 
22.00 Uhr, mit Nachtessen, Ort siehe www.
svp-staefa.ch. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Lokalität gemäss www.svp-uster.ch. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 Uhr, 
Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer-
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Schwamedingerhuus, Schwamendingerplatz 
2, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich fin-
dest du auf unseren Social Media Channels 
oder auf unserer Website www.jsvp-zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Mettmenstetten
Mittwoch, 25. Juni 2025, 19.30 Uhr, Polit-
abend, bei Familie Junker, Gutsbetrieb Freu-
denberg 1, Mettmenstetten, mit Nationalrat 
Martin Haab und Kantonsrat Ueli Pfister.

Bezirk Andelfingen
Mittwoch, 2. Juli 2025, 11.30 Uhr, Polit-Lunch, 
Restaurant Stube, Uf de Strass 1, Marthalen, 
mit Gemeinderat Sven Kollbrunner. Mittag-
essen auf Kosten der Teilnehmer. Anmel-
dung (mit Wahl Fleisch oder vegetarisch) 
unter ycaspar@sunrise.ch.

Bezirk Andelfingen / Flaach
Samstag, 5. Juli 2025, 18.00 Uhr, Sommer-
fest, Worbighalle, Botzengasse 15, Flaach, 
mit Alt Bundesrat Ueli Maurer.

Bezirk Andelfingen / 
Laufen-Uhwiesen
Freitag, 4. Juli 2025, 18.30  Uhr, Grillfest, 
Schloss Laufen am Rheinfall, Dachsen, mit 
Nationalrätin Nina Fehr Düsel. Weitere In-
formationen und Anmeldung unter info@
widiart.ch.

Bezirk Bülach
Donnerstag, 3. Juli 2025, 18.00 Uhr, Zigar-
renabend, Don Alejandro’s Cigar Lounge, 
Industriestrasse 12, Dietlikon. Kosten: 90 
Franken mit Essen und Trinken. Anmeldung 
unter ralph.weber@bluewin.ch.

Bezirk Dietikon / Aesch
Donnerstag, 3. Juli 2025, 18.00  Uhr, Grill-
plausch, Mörgeli-Hof, Sägissen, Aesch.

Stadt Zürich / Kreis 6
Samstag, 21. Juni 2025, 10.00 – 16.00 Uhr, 
SVP-Stand am Oberstrass Määrt, Haltestelle 
Rigiblick, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 11
Samstag, 28. Juni 2025, 09.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 5. Juli 2025, 09.00  – 12.00  Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Stadt Zürich / Kreis 12
Freitag, 4. Juli 2025, 19.00  Uhr, Grillfest, 
Klötihof, Probsteistrasse 61, Zürich-Schwa-
mendingen, mit Nationalrat Martin Hüb-
scher. Anmeldung bis 29. Juni 2025 unter 
bababolt@hotmail.com.

Junge SVP Kanton Zürich
Samstag, 28. Juni 2025, 13.00 Uhr, Flyerak-
tion, Bahnhof Stadelhofen, Zürich.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

Richter/in mit Hauptsprache Deutsch 
 
Bundesverwaltungsgericht - St. Gallen / 80%  
 
Diesen Beitrag können Sie leisten 

• Sie sind als Richterin bzw. Richter deutscher Sprache am BVGer tätig. 
 

Das macht Sie einzigartig 
• Juristischer Hochschulabschluss, idealerweise Anwaltspatent   
• Mehrjährige Berufserfahrung, vorzugsweise an einem kantonalen Gericht, in der Advokatur 

oder in der öffentlichen Verwaltung 
• Fundierte Kenntnisse und Erfahrungen im Steuerbereich (Mehrwert-, Verrechnungs- und 

Stempelsteuer, Zoll, internationale Amtshilfe) 
• Effiziente Arbeitsweise, Entschlussfreudigkeit, Teamfähigkeit und hohe Sozialkompetenz 
• Führungskompetenz und Belastbarkeit 
• Hauptsprache Deutsch, sehr gute Kenntnisse einer zweiten Amtssprache und, idealerweise, 

gute passive Kenntnisse einer dritten Amtssprache 
• Schweizerische Staatsangehörigkeit 

 
Auf den Punkt gebracht 
Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über Beschwerden gegen Verfügungen von 
Bundesbehörden. In bestimmten Sachbereichen ist das Gericht auch für die Überprüfung kantonaler 
Entscheide zuständig. Ausserdem urteilt es als Erstinstanz in Klageverfahren. 
 
Das macht uns aus 
Das Bundesverwaltungsgericht mit Sitz in St. Gallen behandelt Beschwerden, die gegen Verfügungen 
von Bundesbehörden erhoben werden. Die Mehrheit seiner Urteile wird abschliessend entschieden, 
und von den beim Bundesgericht anfechtbaren wird nur eine Minderheit weitergezogen. Die hohe 
Akzeptanz seiner Urteile ist vor allem auf die hohe Qualität und angemessene Behandlungsdauer 
zurückzuführen. Hierfür bietet es seinen Mitarbeitenden modernste Arbeitsplätze, flexible Zeitmodelle 
und ein dreisprachiges Arbeitsumfeld an. 
 
Zusätzliche Informationen 
Die Gerichtskommission misst einer ausgewogenen Vertretung der verschiedenen politischen Kräfte an 
den eidgenössischen Gerichten Bedeutung bei; In Anbetracht der zu besetzenden Stellen sind unter 
den Richterinnen und Richtern am Bundesverwaltungsgericht momentan die Mitte, die SVP und in 
geringerem Masse die SP untervertreten. 
 
Bewerbungsfrist: 6. Juli 2025 
Eintrittsdatum: 1. Januar 2026  
Entlöhnung: Lohnklasse 33 (je nach Alter und Erfahrung, vgl. Art. 5 der 

Richterverordnung, SR 173.711.2) 
 
Fragen zur Bewerbung Fragen zur Stelle 
Anne Dieu 
Sekretärin der Gerichtskommission  
Tel.: 058 322 94 26 
GK.CJ@parl.admin.ch 

Sara Szabo 
Generalsekretärin des Bundesverwaltungsgerichtes 
Tel: 058 465 27 27 
sara.szabo@bvger.admin.ch 

 
Die nächsten Schritte 
• Bewerbung mit komplettem Bewerbungsdossier inklusiv Angabe von Referenzpersonen (darunter 

mindestens zwei berufliche Referenzen) mit Telefonnummer, Liste Ihrer Publikationen, Straf- und 
Betreibungsregisterauszug 

• Prüfung der Bewerbungen durch die Subkommission 
• Anhörung durch die Plenarkommission 
• Empfehlung an die parlamentarischen Fraktionen 
• Vorschlag der Gerichtskommission 
• Wahl während der Herbstsession 2025 

Die SVP des Kantons Zürich auf Facebook
www.facebook.com/svpzuerich
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